
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Aktuelle Veranstaltungen

30 Jahre sind es nun, die der von der DGB-Ju-
gend und der Redaktion des Gewerkschafts-
magazins „ran“ 1986 gegründete Kumpelverein 
für Gleichbehandlung, gegen Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit in Betrieb und Gesell-
schaft eintritt. Diesen kontinuierlichen Einsatz 
für Demokratie und Menschlichkeit würdigte 
Staatsministerin Aydan Özoğuz, Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration, am 27. September mit einem 
Empfang im Bundeskanzleramt. Im Vorfeld der 
Veranstaltung betonte sie: „Die ‚Gelbe Hand‘ 
trägt dazu bei, betrieblich und gewerkschaft-
lich Aktive zu unterstützen, zu informieren und 
zu motivieren, damit sie sich gegen Rassismus, 
Rechtsextremismus und für Gleichbehandlung 
in der Arbeitswelt engagieren können. Gerade 
durch das Erstarken des Rechtspopulismus ist 

Alltagsrassismus in unerträglicher Art und Wei-
se wieder salonfähig geworden. Mit meinem 
heutigen Empfang für die ‚Gelbe Hand‘ möchte 
ich das langjährige Engagement würdigen und 
wünsche mir viele weitere Jahre des engagier-
ten Einsatzes gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus. Wir brauchen das heute mehr denn 
je.“ Kurzfristig erkrankt konnte Staatsministerin 
Özoğuz nicht persönlich die Laudatio halten, 
aber die Leiterin ihres Arbeitsstabes, Dr. Annet-
te Tabbara, erläuterte an ihrer statt die gesell-
schaftliche Doppelstrategie der Staatministerin: 
Einerseits klare Kante gegen Rechtspopulismus 
zeigen, aber andererseits auch die Sorge vor so-
zialem Abstieg ernst nehmen und durch Aufklä-
rung sowie politische Bildung entgegenwirken. 
„Wir dürfen die Angstmache der Rechtspopulis-

Am 11. November wollen wir in unserer Ju-
biläumsveranstaltung zum 30-jährigen Be-
stehen im Berliner Bildungszentrum der IG 
Metall an die Anfänge des Kumpelvereins 
erinnern und gleichzeitig die jetzigen Heraus-
forderungen in den Blick nehmen. Bundesfa-
milienministerin Manuela Schwesig und der 
DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann setzen mit 
ihren Beiträgen die politischen und gewerk-
schaftlichen Schwerpunkte der Veranstaltung. 
An den Folgetagen, am 12. und 13. Novem-
ber, schließt sich die jährliche Herbsttagung 
an. Renommierte Extremismusforscherinnen 
und –forscher referieren zu Rassismus und 
Rechtspopulismus in der Flüchtlingsdebatte. 
Daraufhin sollen anhand von Best-Practice-
Beispielen Möglichkeiten antirassistischer 
Gegenmaßnahmen aufgezeigt werden. Um 
gewerkschaftliche Strategien geht es auch 
im Workshop, den wir gemeinsam mit dem 
PECO-Institut der IG BAU vom 4. bis 6. Novem-
ber in Zwickau zum Thema „Flüchtlingsfeind-
liche Äußerungen in Betrieb und Gesellschaft. 
Rechtspopulistische Organisationen, Akteure 
und Argumente dagegen“ veranstalten. Mit Fo-
kus auf die Regionen Bayern und Sachsen gibt 
der Workshop Einblick in die Programmatik 
rechtspopulistischer Akteure und zeigt Hand-
lungsmöglichkeiten auf, wie Alltagsrassismus 
begegnet werden kann. Ein zweiter Workshop 
mit Schwerpunkt auf dem norddeutschen 
Raum findet vom 25. bis 27. November statt. 
Zielgruppe sind (junge) Aktive in der arbeits-
weltbezogenen Antirassismusarbeit sowie 
Aktive gegen Rechts. Mehr Infos und die An-
meldungen findet ihr unter: http://www.gel-
behand.de/informiere-dich/veranstaltungen/

ten nicht hinnehmen“, unterstrich Dr. Tabbara. 
Sie ließ ihrem Appell Taten folgen und wurde 
umgehend Fördermitglied der Gelben Hand. 
Im Anschluss machte Giovanni Pollice in seiner 
Rede deutlich, wie notwendig das Engagement 
des Kumpelvereins im Hier und Jetzt sei ange-
sichts der zunehmenden rassistischen Tenden-
zen in der Gesellschaft: „Rechte Sprüche und 
Hetze haben auch heute nichts im Betrieb verlo-
ren. Wir müssen uns auch am Arbeitsplatz in die 
gesellschaftlichen Debatten einmischen. Denn 
Rassismus ist keine Randerscheinung.“ Auch 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter seien 
nicht gefeit davor, betonte der Vorsitzende. Der 
Kumpelverein setze sich daher seit 30 Jahren für 
Respekt, Chancengleichheit und Teilhabe aller 
Menschen ein: „Es geht um mehr als um Tole-
ranz – wir kämpfen für Akzeptanz!“ Der Empfang 
durch die Staatsministerin sei in diesem Sinne 
auch eine Ermutigung, nicht im Engagement 
nachzulassen. Unter den rund 80 Gästen waren 
auch die ehemaligen Vorsitzenden der Gelben 
Hand Regina Görner (1993-2000) und Günter 
Dickhausen (2004-2008). Dass dieser langjährige 
Einsatz gegen Rassismus von den Gewerkschaf-
ten unterstützt und mitgetragen wird, zeigte die 
Präsenz der Vertreterinnen und Vertreter aus 
den Vorständen aller Mitgliedsgewerkschaften 
sowie des DGB. Dies ist ein starkes Signal in die 
G e s e l l s c h a f t 
hinein: Die Ge-
werkschaften 
stehen für eine 
weltoffene und 
s o l i d a r i s c h e 
Gesellschaft, 
sie ziehen beim 
Kampf gegen 
R a s s i s m u s , 
Rechtspopu-
lismus und 
R e c h t e x t r e -
mismus an 
einem Strang 
– gemeinsam 
mit der Gelben 
Hand. 

30 Jahre Engagement gegen Rassismus gewürdigt
Empfang für die Gelbe Hand im Bundeskanzleramt
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Die Gelbe Hand und die Mitgliedsgewerkschaften 
(Foto: DGB)

Giovanni Pollice, Vorsitzender 
der Gelben Hand (Foto: DGB)



Ankommen, arbeiten, organisieren – drei Schlag-
worte im Titel der ver.di-Konferenz, die die aktu-
ellen integrationspolitischen Herausforderungen 
pointiert zusammenfassen. Rund 200 Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter kamen am 23. 
und 24. September im Berliner ver.di-Hauptsitz 
zusammen, um aus gewerkschaftlicher Sicht zu 
diskutieren, wie eine solidarische und gerechte 
Einwanderungsgesellschaft gestaltet werden 
kann. Zum Auftakt überbrachte Giovanni Pollice, 
der Vorsitzende der Gelben Hand, den Kollegin-
nen und Kollegen von ver.di ein Grußwort, in dem 
er dazu aufrief, sich als Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter den aktuellen rassistischen und 
rechtspopulistischen Strömungen in der Gesell-
schaft aktiv entgegenzustellen: „Gleichgültig-
keit kann nicht unsere Devise sein! Wir müssen 
die demokratischen Grundwerte unserer offe-

Neustart der Einwanderungsgesellschaft – Ankommen. Arbeiten. Organisieren.
Migrationspolitische Tagung von ver.di in Berlin

3 Fragen – 3 Antworten:
Interview mit Eva Welskop-Deffaa, 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
zuständig für Migration

nen, pluralistischen Gesellschaft jeden Tag neu 
verteidigen.“ Diesen kämpferischen Ton griff 
der Vorsitzende der Vereinten Dienstleistungs-
gewerkschaft, Frank Bsirske, in seiner sich an-
schließenden Grundsatzrede auf. Die AfD wolle 
zurück in ein homogenes, nationales Deutsch-
land der 50er Jahre. Dies sei nichts anderes als 
ein Kulturkampf von rechts. „Und wir nehmen 
diesen Kulturkampf an!“, unterstrich der ver.di-
Vorsitzende. „Grenzen des Sagbaren“ hätten 
sich in der gesellschaftlichen Debatte verscho-
ben, dies sei besorgniserregend. Im Hinblick 
auf die Herausforderungen der Flüchtlingsmig-
ration betonte Bsirske, dass schon vorhandene 
soziale Probleme jetzt erst offen zu Tage treten 
würden, weshalb Investitionen in Wohnraum, 
Kitas und Bildung nötig seien. Denn oftmals sei 
soziale Entsicherung Ursache für das „Bedroht-
heitsgefühl“. Auf dem Arbeitsmarkt gefährde vor 
allem Lohndumping den sozialen Zusammen-
halt. Daher seien auch die im Integrationsgesetz 
der Bundesregierung geschaffenen 100 000 Ein-
Euro-Jobs für Geflüchtete kritisch zu sehen. Prof. 
Naika Foroutan, stellvertretende Direktorin des 
Berliner Instituts für empirische Integrations- 
und Migrationsforschung, konstatierte in ihrem 
Vortrag, dass man sich mittlerweile in einem 
„post-faktischen“ Zeitalter befinde, wo subjek-
tive Bedrohungsgefühle nicht mehr auf einer re-
ellen faktischen Grundlage stünden. Hinsichtlich 
des bis in die Mitte verankerten Rassismus, vor 
allem in den neuen Bundesländern, plädierte 

sie für eine Art „Demokratieprogramm“, für mehr 
politische Bildung, und forderte einen Diskurs-
wechsel hin zu einem positiven Leitbild für un-
sere vielfältige Einwanderungsgesellschaft. Der 
Göttinger Sozialwissenschaftler Dr. Peter Birke 
ging auf Parallelen und Unterschiede zwischen 
der damaligen „Gastarbeiter“-Zuwanderung und 
der aktuellen Flüchtlingsmigration ein. Er warnte 
eindringlich vor der Gefahr der Prekarisierung, 
der Unterschichtung des Arbeitsmarktes, durch 
neoliberale Strategien: „Hier sind starke Gewerk-
schaften wichtig.“ Nach dem Input der Experten 
wurden die Kolleginnen und Kollegen in vier 
Foren selbst aktiv. Integration der Geflüchteten 
und Anti-Diskriminierung in den Betrieben waren 
zentrale Themenfelder der Workshops, die dann 
auch auf der abschließenden Podiumsdiskussion 
aufgegriffen wurden. Ver.di-Vorstandsmitglied, 
Eva Welskop-Deffaa diskutierte mit dem Ökono-
men Prof. Herbert Brücker vom Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung, und Erdogan 
Kaya, dem Vorsitzenden des ver.di-Bundesmig-
rationsausschusses, die Integrationspolitik und 
den Umgang mit der Vielfalt in der Gesellschaft, 
der Arbeitswelt, aber auch in der Gewerkschaft. 
Einig waren sich die Diskutanten darin, dass Teil-
habe und Chancengleichheit für alle verwirklicht 
werden müsse – und dass ver.di dafür kämpfen 
wird. Mehr Impressionen zur Tagung auf: https://
arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.de/ueber-
uns/nachrichten/++co++9754f046-8f7e-11e6-
a80a-525400ed87ba

Eva Maria Welskop-Deffaa, 
ver.di-Bundesvorstands-
mitglied u. Fördermitglied 
der Gelben Hand

v.l.: Giovanni Pollice, Vorsitzender Gelbe Hand, 
Frank Bsirkse, ver.di-Vorsitzender, Marco Jelic, Re-
dakteur Gelbe Hand

Im Zuge der Flüchtlingsdebatte nimmt die poli-
tische Polarisierung zu, Rassismus wird immer 
salonfähiger. Der Betrieb ist ein Spiegel der Ge-
sellschaft. Wie können Gewerkschaften gegen 
diese Tendenzen vorgehen?
Es gibt kein Zaubermittel gegen Ausländerfeind-
lichkeit. Wo sich Ressentiments gegen Menschen 
anderer Herkunft und Hautfarbe erst einmal 

eingenistet haben, 
entfalten sie häu-
fig eine ziemliche 
Beharrungskraft. 
Im Betrieb können 
Betriebsräte und 
Vertrauensleute 
der Gewerkschaf-
ten aber dazu bei-
tragen, Vorbehalte 
und Misstrauen 
abzubauen, indem 
sie kollegiale Ge-
m e i n s a m k e i t e n 
erfahrbar machen. 

Von dem neuen Schichtplan beispielsweise sind 
migrantische Kolleginnen und Kollegen genauso 
betroffen wie Kolleginnen und Kollegen, deren Fa-
milien schon immer in Deutschland gelebt haben. 
Gemeinsam und solidarisch kann die Belegschaft 
den Arbeitgeber veranlassen zu handeln und bes-
sere Lösungen zu suchen. Ein gemeinsamer Erfolg 
schmiedet zusammen.
Im Betrieb klappt es also besser. Umso wichti-
ger ist es, dass die Integration der Geflüchteten 
in den Arbeitsmarkt gelingt. Welchen Beitrag 
können die Gewerkschaften leisten? 
Die Gewerkschaften leisten ihren Beitrag zum Ge-
lingen des Zusammenlebens im Betrieb, auf dem 
Arbeitsmarkt und darüber hinaus. An vielen Stel-
len engagieren sich aktive Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter, ehren- und hauptamtlich, 
für die gesellschaftliche Solidarität. Aktuell sind 
viele ver.di-Aktive dabei, mit den Arbeitgebern 
und mit Unterstützung durch die Bundesagentur 
für Arbeit, Möglichkeiten der Arbeitsmarktintegra-
tion von Flüchtlingen in die Tat umzusetzen. Die 
Gewerkschafter und Gewerkschafterinnen, die in 
den Gremien der Selbstverwaltung der Bundes-
agentur für Arbeit aktiv sind, haben das ihre dazu 
beigetragen, dass Maßnahmen der BA für Geflüch-
tete entwickelt und durch entsprechende gesetz-
geberische Rahmungen ermöglicht werden. Das 
Programm „Early Interventions“ z.B. hat als Pi-

lotprojekt der BA im vergangenen Jahr die frühe 
Kompetenzfeststellung von Geflüchteten initiiert. 
Und im Oktober 2016 hat der Verwaltungsrat der 
BA ein „Kooperationsprojekt“ für anerkannte 
Flüchtlinge und Schutzsuchende auf den Weg 
gebracht, in dem  Integrationskurs, Spracherwerb 
und Aneignung beruflicher Kenntnisse modular 
miteinander verbunden werden. Es richtet sich 
vor allem an Geflüchtete mit schlechter beruf-
licher Vorbildung, die älter sind als 25 Jahre. Die 
Gewerkschaften sind also auf vielen Ebenen aktiv. 
Betrachtet man die Vielfalt unter den Mitglie-
dern sind Gewerkschaften im Grunde auch Mi-
grantenorganisationen. Wie lässt sich die Teil-
habe und Partizipation der Migranten stärken 
– in der Gewerkschaft wie in der Gesellschaft? 
Viele Migranten und Migrantinnen in Deutschland 
haben eine sehr positive Einstellung zu Gewerk-
schaften und trauen ihnen zu, ihre Interessen im 
Erwerbsleben erfolgreich zu vertreten. Der wich-
tigste nächste Schritt, der jetzt zu tun ist, ist die 
Ansprache migrantischer Kollegen und Kollegin-
nen. Viel zu viele sind noch nie gefragt worden, ob 
sie in ver.di, IGBCE oder IG Metall Mitglied werden 
wollen. Unsere Aufgabe ist es erfahrbar zu ma-
chen, wie sehr wir uns freuen, wenn wir neue Mit-
glieder unter den „Neudeutschen“ gewinnen, um 
damit ihre Teilhabe zu stärken. 



„Ich will in keiner Gesellschaft leben, in der Men-
schen wegen ihrer Herkunft, ihrer Hautfarbe 
oder ihres Glaubens diskriminiert oder angegrif-
fen werden. Das dürfen wir nicht hinnehmen“, 
so erklärt Rüdiger Stein seine konsequente 
Haltung. Der DGB-Regionsgeschäftsführer der 
Vorder- und Südpfalz ist langjähriges Förder-
mitglied der Gelben Hand und schon lange ak-
tiv im Engagement gegen Rechtsextremismus. 
Jetzt sieht er sich mit zwei Verleumdungsklagen 
konfrontiert – aus der rechten Szene. Was war 
passiert? Limburger Hof ist eine idyllische Klein-
stadt im „Speckgürtel“ Ludwighafens. Idyllisch 
zumindest auf den ersten Blick. Als im Dezem-
ber 2014 bekannt wurde, dass eine Flüchtlings-
unterkunft für 20 Geflüchtete gebaut werden 
sollte, formierte sich zunächst in den sozialen 
Medien lokaler Widerstand. Auf einer Facebook-
Seite nach dem verbreiteten Muster „Nein zum 
Heim“ wurde gegen Flüchtlinge gehetzt, Migran-
ten per se als kriminell diffamiert. Als „Bürgerbe-
wegung“ deklariert war anfänglich nicht ersicht-
lich, wer hinter der Agitation im Netz steckte. „Als 
diese ‚Bürgerplattform‘ dann auch Info-Stände 
in Limburger Hof organisierte und Flugblätter 
verteilte, wurde klar, dass es sich um Mitglieder 
der extrem rechten Szene handelte: Denn als 
Adresse war auf den Flugblättern der Sitz der 

Das Haus der Jugend des DGB ist stadtbekannt, 
man kann sagen eine Institution unter den Ju-
gendlichen in Gelsenkirchen. „Wir sind hier wer“, 
sagt die Leiterin Susanne Franke selbstbewusst. 
„Ich geh‘ DGB“  sei mittlerweile ein geflügeltes 
Wort in der Jugendsprache der „Ruhrpott-Met-
ropole“. Das offene Jugendzentrum in Gelsenkir-
chen ist ein nahezu einzigartiges gewerkschaft-
liches Projekt, dessen Angebot in diesem Jahr 
noch erweitert wurde. Seit Juni hat im DGB-Haus 
der Jugend (HdJ) das „Café Vielfalt“ geöffnet. Es 
wird von Studierenden der Sozialen Arbeit und 
Geflüchteten gemeinsam betrieben und betreut. 
Neben Informations- und Beratungsangeboten 
können sich einheimische und geflüchtete Ju-

Partei ‚Der III. Weg‘ angegeben“, erzählt Rüdiger 
Stein. Im Mai des Jahres 2015 wurde die im Bau 
befindliche Unterkunft in Brand gesteckt. Wer 
hinter dem Anschlag steckt, ist unklar, die Täter 
konnten nicht identifiziert werden. Mittlerweile 
wurden die Ermittlungen offiziell eingestellt, da 
es keine Anhaltspunkte gebe, dass die Täter aus 
der rechtsextremen Szene stammten. Über den 
Brandanschlag und die im Vorfeld stattgefunde-
ne Anti-Asyl-Agitation in Limburger Hof berich-
tete Rüdiger Stein in einer TV-Dokumentation 
der ARD. Anlass genug für die Neonazis, sich ver-
leumdet zu fühlen - sie zeigten Rüdiger Stein an. 
Der III. Weg ist eine 2013 gegründete rechtsex-
treme Splitterpartei. Vorsitzender der Partei ist 
der ehemalige NPD-Funktionär Klaus Armstroff 
aus Bad Dürkheim (Rheinland-Pfalz). Die Par-
tei verfolgt ein klassisch rechtsextremes, völki-
sches Programm. Sie haben enge Verbindungen 
in die Kameradschaftsszene, unter anderem 
wie es scheint auch zum verbotenen Freien 
Netz Süd aus Bayern. Dort, im oberfränkischen 
Wunsiedel, finden jährlich Gedenkmärsche für 
„Wehrmachtssoldaten“ statt. Ein klares histori-
sches Bekenntnis. Wer in Limburger Hof hinter 
dem Brandanschlag steckt, wird man wohl nicht 
herausfinden können. Fakt ist aber: Die Zahl 
rechts motivierter Straftaten ist im Jahr 2015 

gendliche hier treffen, austauschen und gegensei-
tig unterstützen. „Ob Schulwechsel, Wohnungs-
suche oder der Gang zur nächsten Apotheke – wir 
leisten hier Alltagsberatung für junge Geflüchtete 
und bieten so eine erste Orientierung“, erklärt 
Susanne Franke. Dank der finanziellen Unterstüt-
zung durch die Industriegewerkschaft Bergbau, 
Chemie, Energie (IG BCE) und der Stiftung Viva-
west können geflüchtete Jugendliche seit August 
auch Sprachkurse im Café Vielfalt besuchen. Ziel 

des Kooperationsprojekts ist es, die Deutsch-
kenntnisse und damit die Integrationschancen 
der jungen Geflüchteten zu verbessern. „Integra-
tion ist keine Einbahnstraße. Dieser Satz ist in der 
Vergangenheit schon bereits des Öfteren gefallen. 
Mit unserer Unterstützung zeigen wir, dass jeder 
und jede im Rahmen seiner Möglichkeiten wich-
tige gesellschaftliche Aufgaben und Verantwor-
tung übernehmen kann. Soziale Gerechtigkeit, 
Freiheit, Demokratie und Solidarität sind Werte, 
die wir auch weiterhin vorantreiben wollen“, be-

tonte Thomas Steinberg, Bezirksleiter der IG BCE 
in Gelsenkirchen bei der Einführung der Deutsch-
kurse im August. Das Angebot wird bestens ange-
nommen. Rund 30 Geflüchtete aus Syrien, dem 
Irak und Afghanistan besuchen momentan die 
Sprachkurse. Aufgrund beschränkter Kapazitäten 
müssen Anfragen sogar abgelehnt werden. Der 
Wille Deutsch zu lernen, sei enorm, so Franke. Die 
Finanzierung der Sprachkurse steht für sechs Mo-
nate, worüber sich Susanne Franke, sehr freut. Mit 
den gesponserten professionellen Sprachkursen 
vergrößert das DGB-Haus der Jugend sein Ange-
bot und kann so jungen Geflüchteten weitere Per-
spektiven eröffnen. Gerade als Gewerkschafterin 
und Gewerkschafter sei es wichtig, unterstreicht 
die Leiterin des DGB-Hauses der Jugend, gesell-
schaftspolitische Verantwortung zu übernehmen: 
„Wir müssen Integration mitgestalten. Diese 
Menschen wollen und werden hier leben und ar-
beiten. Wir zeigen ihnen, dass es von Anfang an 
jemanden gibt, der sich für ihre Rechte einsetzt.“   
Mehr Infos zu Öffnungszeiten und Angeboten des 
DGB-Hauses der Jugend findet ihr im Netz: http://
www.dgb-hausderjugend.de/

„Wir müssen dagegen halten”
Gewerkschafter Rüdiger Stein im Visier von Rechtsextremen

„Ich geh’ DGB“
DGB-Haus der Jugend aktiv in der 
Flüchtlingshilfe 

Rüdiger Stein, Regionsge-
schäftsführer DGB Vorder- 
und Südpfalz 
(Foto: DGB VoSü)

laut Angaben des 
Innenministeri-
ums um das Fünf-
fache gestiegen 
im Vergleich zum 
Vorjahr. Über 1000 
Angriffe auf Asyl-
unterkünfte wur-
den vermeldet. 
Die Hetze gegen 
Flüchtlinge bildet 
den Nährboden 
für die Gewaltta-
ten. Wissenschaft-
liche Studien be-
legen, immer mehr (Erst-)Täter fühlen sich durch 
das vergiftete gesellschaftliche Klima legitimiert 
zu „handeln“. Eine gefährliche Entwicklung. Das 
findet auch Rüdiger Stein: „Der Rassismus ist in 
der Mitte angekommen. Wir als Gewerkschaften 
müssen uns damit beschäftigen. Wir müssen 
mit den Menschen über ihre sozialen Ängste re-
den, aufklären und ihnen die Augen öffnen.“ Der 
Gewerkschafter Stein wird sich auch durch die 
Klagen nicht einschüchtern lassen: „Wichtig ist, 
dass es Aktive gibt und dass es die Gelbe Hand 
gibt. Wir müssen dagegen halten.“ Wir als Gelbe 
Hand stehen solidarisch an Rüdiger Steins Seite.
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. 
An dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für 
ihre Unterstützung.

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure finan-
zielle und ideelle Unterstützung!
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch durch 
eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen des Stickers, 
durch aktives Eintreten für Gleichberechtigung, gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 
Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuerlich 
abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquittung 
ausgestellt. Wir sind für jeden Beitrag dankbar! 

Vielen Dank

Giovanni Pollice, Vorsitzender

Zwischen Kommen und Bleiben
Buchprojekt der Friedrich-Ebert-Stiftung mit Beteiligung der 
Gelben Hand

„Dieses Buch setzt der Willkommenskultur ein literarisches Denkmal“, 
so kommentiert der Bundesminister der Justiz und für Verbraucher-
schutz, Heiko Maas, die am 12. Oktober in Berlin vorgestellte Anthologie 
„Zwischen Kommen und Bleiben. Ein gesellschaftlicher Querschnitt zur 
Flüchtlingspolitik“, zu der er das Vorwort verfasst hat. Der Sammelband 
liefert ein vielfältiges Panorama zum aktuellen Flüchtlingsdiskurs. Neben 
zahlreichen Autoren aus Politik und Gesellschaft ist auch der Kumpel-
verein mit dem Beitrag „Demokratische Wertevermittlung in der Arbeits-
welt“ von Giovanni Pollice im Buch vertreten. „Als gewerkschaftlicher 
Verein decken wir den Bereich der Arbeitswelt ab und zeigen Wege auf, 
wie Solidarität gelebt, Rassismus bekämpft und ein diskriminierungsfrei-
es Zusammenleben im Betrieb verwirklicht werden kann“, erklärt Pollice, 
der ebenfalls als einer der Autoren bei der Buchvorstellung anwesend 
war. Der Artikel thematisiert die oftmals rassistisch geführten, medial 
geschürten Debatten zur Flüchtlingsthematik in der Arbeitswelt. Es wird 

Broschüre des Monats
Argumente gegen Rechtspopulisten. AfD im Fokus. 

Die zweite Auflage der „Argumente gegen 
Rechtspopulisten“ des DGB NRW beschäf-
tigt sich mit Programmatik, Inhalten und 
Aussagen der AfD. In 21 Karten stellt der DGB 
NRW den Positionen der AfD die gewerk-
schaftlichen Argumente gegenüber. Aus-
gehend von sozialpolitischen Forderungen 
der AfD wie der Einschränkung von Mitbe-

stimmung und Arbeitnehmerrechten, wird auch das rückwärtsgewandte, 
demokratiefeindliche und ausgrenzende Gesellschaftsbild der AfD anhand 
von Zitaten aus Arbeitspapieren, Programmen oder öffentlichen Reden 
aufgezeigt. Aussagen einzelner Parteivertreter wie die des brandenburgi-
schen Fraktionsvorsitzenden Alexander Gauland verdeutlichen z.B. das 
rassistisch-völkische Weltbild: „Jemand, der einen deutschen Pass hat, der 
mag zwar im Rechtssinne Deutscher sein. Aber er ist natürlich noch nicht 
Deutscher in dem Sinne, dass er zu den Werten und den kulturellen Tradi-
tionen steht, die dieses Volk ausmachen.“ (Interview mit Cicero, 07/2016). 
Den Thesen werden stets die gewerkschaftlichen Positionen und Werte ent-
gegengehalten - in diesem Fall, dass „Kultur“ nicht als starr und vererbbar 
begriffen wird, sondern die Gewerkschaften für eine offene und tolerante 
Gesellschaft einstehen, die sich stets weiterentwickelt. Die Argumentati-
onskarten dienen der kritischen Auseinandersetzung mit den Inhalten der 
Rechtspopulisten und eignen sich als Argumentationshilfe für die alltägli-
che Diskussion sowie als Material in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit. 
Zum Download gibt es sie unter: http://nrw.dgb.de/gewerkschaften-gegen-
rechts

gezeigt, wie soziale Probleme von Rechtspo-
pulisten rassistisch instrumentalisiert werden, 
was sich dann auch im Betrieb in Diskussionen 
niederschlagen kann. Des Weiteren werden be-
triebliche und gewerkschaftliche Gegenmaß-
nahmen dargestellt: Eine klare Haltung der 
Verantwortlichen, aber auch Wille zum Dialog, 
sowie Aktionen und Engagement von aktiven 
Kolleginnen und Kollegen können ein Klima des 
Zusammenhalts im Betrieb stärken und rassisti-

schen Ressentiments entgegenwirken. „Wir als Kumpelverein stehen für 
eine solidarische, menschliche Gesellschaft. Diese Werte müssen wir im-
mer wieder kommunizieren. Das Buch ‚Zwischen Kommen und Bleiben‘ 
ist ein wichtiger Beitrag dazu“, so Pollice. 
Mehr Informationen zur Anthologie „Zwischen Kommen und Bleiben“  
gibt es auf dem Themenportal zu Flucht und Migration der FES: https://
www.fes.de/de/themenportal-flucht-migration-integration/. Ab dem 12. 
Oktober ist sie als Druckexemplar erhältlich. Schreibt einfach eine E-Mail 
an forum.aj@fes.de. In Kürze wird das Buch auch online in der Digitalen 
Bibliothek zu finden sein.

nrw.dgb.de


